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Gesetz: DBG § 35, § 166 .

Rechtssatz: Wenn einem verdringten Reichsbeamten bei der
Ubernahme in den Dienst eines in Bildung be-
griffenen Landes ausdriicklich erklért wurde,
dass er Widerrufsbeamter werden sollte, dann
wurde er dadurch nicht in den Dienst des Lan-
des "versetzt". Fir diesen Fall konnte das
'Land auch die Besoldungsgruppe bestimmen, in die
es den 3eauten eingiuppierén.wollte.
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ITI 7R 159.50 ‘
Verkindet em 12, Juli 1951
sez. Fieser, Justizange-
stellter, als Urkundsbeam-
ter der CGeschiiftsstelle.

Im Namen des Volkes

e mevp  Ecmmgre w v e et ——

In dem Rechtsstreit

des Hauptwachtmeisters der Polizeiia. D. Erich
¢c NN i» LOED. ASNND

Kl#gers, Berufungsbeklagten und
Revisionskltgers,

- Prozessbevollmia‘.chtj.gter: Rechtsanvialt Dr. —"

gegen.

das Lend Schléswig-Holsﬁein;-vertreten durch den Landes~
minister des Innern in Kiel,

Beklagten, Berufungskléger und Revisions-
beklagten,

- Prozessbevollmf:‘.chfigter: Rechisanvialt Dr. (-

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhendlung vom 5. Juli 1951 unter Ilitwirkung
der Bundesrichter Dr. Delbriick, Prof. DNr. leiss, Dr.'Stein,
Dr. Gelhaar und Dr. Bock

durch Teilurteil .fiir Recht erkannt:

Die Revision des Kligers gegen das Urteil des

2. Zivilsenats des Schlesviig-Holsteinischen Ober-
landesgerichts in Schleswig vom 3. Hai 1949 wird
insoweit zuriickgewiesen, als der Klaganspruch sich
euf ¢ie Zeit bis zum 31. LiErz 1951 bezieht.

Die Entscheidung iiber die Kosten des Rechtsstreits
bleibt dem Schlussurteil vorbehzlten.

Von Bechts viegen




Matthias Pyin,
Rechtsaq www.priiz.law
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Tatbestand;

‘Der Kldger war bis zum 25, LP%rz 1945 als Eaupt-
‘wachtmeister der Schutzvolizei im Dienste der Polizei-
vervaltung in Denzig tétig. Als die russischen Truppen
der Stadt Menzig nyherriickten, erhielt der Klsger 'am
26. Hﬁrz.1945 einen liarschbefehl nach Dresden. Infolge
- der Kampfhandlungen'ge;angte er aber nicht dorthin,
sondern meldete sich bei der Polizeivervialtung in Lii-
beck. Dort wurde er bis zum 2. liai 1945 zur Briicken-
beviachung eingesetzt. Am 3. liai 1945 geriet er in eng-
lische Gefangenschaft. Aus ihr wurde er am 27. Juli
1945 entlassen.  Fachdem er sich bei der Poligeiver-
vialtung in Liibeck gemeldet .hatte, wurde er dort vom
28. Juli 1945 bis zum 31. Ifirz 1946 im Einzeldienst
des 1. Polizeireviers.beschiéftigt. Bis zum 30, November
1945 erhielt er zunéchst sein fritheres Gehalt nach der N
Fesoldungsgruppe A 7 c. '

Am 20, Dezember 1945 erklirte der Kl&ger bei dem
Xommendo der Schutzpolizei zu Protokoll: oo

?Ich bin damit einverstanden, dass ich

1) bei der Schutzpélizei unter dem Vorbehalt des
Jederzeitigen Tiderrufs beschiftigt vierde und

2) fir die Dauer der Beschiéftigung ab 1. Tezember
1945 anstelle der mir dienstgemiiss zustehenden
Besoldung hdchstens das Endgehalt der Besol-
dungsgruppe ‘A 8 ¢ 2 erhalte.”

Vom 1. Dezember 1945 an erhielt der Kliger nur noch
éas Cehalt nach der Besoldungsgruppe A 8 ¢ 2. Na sich sein
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Gesundheitszustand infolce eines bei der dienstlichen
Schvimmausbildung in Denzig im Jahre 1934 entstandenen
Eergzleidens so veisch}eqhtert hatte, dass er dienst-
. unfrhig sei, beantragte der Kl#ger em 16. Februar 1946 3
geine Versetzung in den Ruhestand. Am 4. Msrgz 1946 kS
stellte der Xommandeur der Schutzpolizei in Liibeck fest,
. dass der ‘Kli#ger infolge Herzleidens nur innendienstfshig
uné¢ die Viederherstellung seiner vollen Dienstféhigleit I
nicht mehr zu erviarten sei; er sei auf Grund seines )y :
Leidens dauernd unfiéhig, seine Amfspflichten zu erfill-
len. Am 10. Pebruar. 1947 beantragte der Chef Cer Poli-
zeigruppe Lilbeck bei der Landesregierung Schleswig-Hol-
stein, iiinisterivm ces Irnern, der Zurruhesetzung des
Xliigers auf Grund des Erlasses vom 24. September 1946
- I’I1, 18007225746 - zuzustimmen. Dieser Erlass der
2ndesvervialtung Schleswig-Holstein, Ant fiir Inneres,
vom 24, September 1946 hat u. a. folgenden Wortlaut:

"Zugevianderte Beante, die in Planstellen be- .
schéftigt vierden und bereits in die Polizei- ' o -
vervialtung iibernommen viorden sind, und solche,
die unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs
eingestellt worden sind, ktnnen in dén Ruhe-
stand versetzt werden. Zugewanderte Beamte,
die noch nicht eingestellt sind, kdnnen noch
nicht in den Ruhestand versetzt vierden ......"

it Schreiben vom 9. April 1947 genehmigte die bri-
tische lLiilit#rregierung die Versetzung des Klégers in
den Ruhestand. Am 3. Ilai 1947 versetzte die Polizei-
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grunpe Libeck geméss Schreiben des Ministeriums des
Innern vom 25, April 1947 - I 36 IV Nr 14 - den
Wl¥ger riickuirkend mit dem Ablauf des 31. litirs 1946

“wauf Grund der §§ 73 und 74 DBG" in den Ruhestand.
‘Diese Verfiimung wurde dem Kiiiger am ‘14, Liai 1947 - ¢

segen Empfang:beschelnigung ausgehﬁndlgt. Am 3. Jull
1947 vwiurden die Versorgungsbezuge des Kligers unter

Zusrundelegung der Besoldungsgruppe A 8 ¢ 2 festge-

setzt

11it der Begriindung, dass ihm Ruhegehaltsbeziige
nach der Besoldungsgruppe A 7 c zustinden, beantragt
der Kliger, festzustellen,-dass bei der Berechnung
seines Nuhegehalts die Dienstbeziige der-CGruppe A 7 ¢
Tndstufe und nicht der Gruppe A 8 ¢ 2 zugrunde zu
legen seien. Demgegeniiber bittet das beklagte Land,
die Klapge abzuvieisen. Das Landgericht hat dem Xlage-
entrag entsprochen, das Oberlandesgericht dagegen
¢ie Klage abgewiesen. iiit der Revision begehrt der
Ilicer, das landgerichtliche Urteil wiederherzustel-
len. Das beklagte Lend beentragt Zuriickvieisung der
Revi.sion. '

Auf. tbereinstimmenden Antrag der Parteien wurde
die Verhsndlung zuniichst auf die fiir die Zeit vom
1. Avpril 1949 bis 31. lLisrz 1951 geltend gemachten

.Ruhegehaltsanspriiche der Klage beschrénkt.

-5 -
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sntscheidungspriinde s

Gegen die Zulissigkeit der Revision bestehen keine
Bedenken. Sie ist aber sachlich nicht begriindet.

Das Berufungsgericht geht davon aus, dass der Kli-
ger seit der Eiqgliederqu Danzigs in das Deutsche Reich
unmittelbarer Reichsbeamter geworden sei und er seine Beam-

&
teneigenschaft durch den Zusammenbruch nicht verloren - .
habe, da das Deutsche Reich nach wie vor bestehe, wenn ‘§
es auch zur Zeit nicht handlungsfihig sei, Liit der Be- ) g
griindung, dass das -beixlagte Land nicht Rechtsnachfolger §
des Deutscaen lieiches geworden ist, verneint das Berufungs- ' §
gericht ohne Rechtsirrtum eine Verpflichtung des beklagten |
Landes zur sahlung der dem Xliger als fritherem Reichsbeam-
_ ten sustehenden Besiige. Wie der Senat in dem zur Verdffent-
lichung vestiimten Urteil vom 28.Juni 1951 - III ZR 6/50 -
im einzelnen dargelegt hat, sind die nach der Zapitulation 3
: verseibstﬁndigten preussischen Provinzen und die aus ihnen .
entstandenen Liinder im Gebiet der Zundesrepublik keines- ¥
fslls allgenein in die Verpflickiungen des Deutsciien Reiches if
' zugunsten_&er ehemaligen Reichsbeanten eingetreten. Auf s
cdiese Ausfﬁhrungeq wird vewrwiesen. ’ ) é
¥

Das verufungsgericht filhrt weiter aus, der lldger .
kénne Ruhegehaltsanspriiche gegen das beklagte Land aus der ?
Lesoldungsgruppe A 7 ¢ nur geltend machen, wenn er entwe- '
der bei der Zurruhesetzung Beamter auf Lebenszeit des be- .
klagten Landes mit der Gehaltsgruppe A 7 ¢ geweseh und ihm “
diese Gehaltsgruppe zu Unrecht vorenthalten worden sei, oder |*%
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vena er bei der uurrunesetzung gwar rechimissig
cin ceringceres Gehalt bezosen hatte, cber die Vor-

auesetzurigen des § 90 DBG fiir den Bezug eines Ruhege—

halts aus einen rrither besogenen noheren Cenialt gege-
ben iiren, Bc;de Vorausseicungen r&rden aber nicht
vorliegen. Tin -3eauter auf Lebenszeit des beklagten

-Tandes sei der xli#ger nicht geworden, weil er nicht

durch Versetzung Eeanter des velllagten uandes it der
Gehaltsgruppe A 7 a geworden sei. Wenn eine Dehdrde
einen gefliichteten Beamten gegen Gehalt beschifige,
dana sei das, TUr den Seanten erkennbar, keinesfalls
eine die'bisherigen Rechte des verdringten Deamten
bestehenZassende; nur einen .echsel des Dienstherrn
it sich bringende Versetzung gewesen. Die Ceschifti-
gung des {liigers habe vielmehr nur eine vorliufige

. Eilfe und Detreuung dargestellt. Ob seine Stellung

als Abordnung anzusehen sei, ktnne dahingestellt blei-
ben, da eine .ibordnung nichts an der Stellung des Be-

'amten dndere; ein abreordneter veamter werde nicht
£

etwa Jeanter derjenigen Sielle, zu der er abgeordnet
worden sei.Wenn ein Beamtenverhultnis gwrischen dem
mliiger als verdrangtem Seamten und dem beXlagten
Land ohne fushiénGigung einer .rnennunbsurkunde Zu-

"8tanderelkoniien sei, Tabe es aur ein Deamtenverhiltnis
"euf J/iderruf sein kbnnen. 3ls neuwer Dienstherr habe

das ILend it Reichsbeanmten neuwe Dienstverkiltnisse
begriinden kvnnen, wo&urch diesenateriell in eine
schlechtere Lage ‘hiitten kou.en konnen, als es ihnen
in ihrer sigenschaft als Reichsbeauter zugestanden
hatte. Die Yesoldungs-und Versorgungsanspriiche des -
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Kldgers gegen das Deutsche Reich seien dadurch nicht
betroffen worden. § 20 des Deutschen Leamtengesetzes
konne nicht angewendet werden. Diese Bestimmung setze
voraus, dass ein ununterbrochenes Beamtenverhéltnis
vorliege; das sei-aber hier nicht der Fall. In dem
Verlangen des beklagten Landes nach Abgabe der Er-
kldrung vom 20. Dezeuber 1945 kbnne auch nicht eine-
unzulissige Rechtsausiibung oder Verletzung der bean-
tenrechtlichen “ﬁrsorpflicht oder ein Verstoss gegen
das Jliichtlingsnotgesetz fiir Schleswlg-nolsteln vom
27. Hoveaber 1947 gefunden werden.

~ Die Revision riigt demgegeniiber die Annahwe eines
"dopuelbe31cht1gen Beamtenverhﬁltnlsses" durch das
uerufungsverlcht das dem Kldger einen Anspruch gegen
das ,Land nach der Besoldungsgruppe A 8 ¢ 2 und
geren das Reich nach ‘A 7 ¢ zubillige. Die von dem
Perufungsgericht vorgenoumene "Zerreissung des Be-
antenverhiltnisses in einen £ritheren und in einen
spédteren Teil" sei unzullissig. Die Revisionsriige ist
nicht begriindet. Der Xl&ger hat zwar infolge des Zusanm-
menbruchs seine frithere Dienststelle und sein friiheres
Ant in Danzig verloren, nicht aber seine Eigenschaft
als .leichsbeamter, da das Deutsche Reich nach herr-
schender ..einmung im stagtsiechtlichen Sinne noch fort-
besteht. Diese Stellung gegeniiber dem Reich wiire zwar
dann fortgefallen, wenn der léger in den Dienst des
beklagten Lendes im Sinne des § 35 DBG versetzt worden

le-
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wire, weﬁn also -scin nit dem Reich bestehiendes Be-~
amtenverhéltnis ohne If8rmliche Intlassung wit den
damals in Bildung berindlichen ILande fortgesetzt
worden wire. Kann aber eine solche Versetzung nicht
festgestellt werden; so war'es nicht ausgeqchlos-

sen, neben dem fortbestehenden Beamtenverhdlitnis

zu dem Reich ein neues Dienstverh#ltnis zu dem Lan-
de zu begrﬁhden, dessen rechtliché Bedeutung selbstén-
dig zu priifen ist. Die Revision, geht daher in der )
Meinung fehl, dass nicht zwei solche Beamtenverhilt-
nisse nebeneinander bestehen kdnnten, die sie mit Un-
‘recht als "doppelgesichtiges neamtenverhaltnis“ be-
zeichnet. Aus dieser irrtﬁmlichen Rechtsansicht kann
daher auch nicht ‘die von der Revision gewiinschte
Schlussfolgerung gezogen werden, das Verhiltnis des
nlédgers zu dem beklagten Lande milsse die Fortsetzung .
seines Dienstverhiltnisses, zum Reiche darstellen.

Wie der Senat in dem zum Abdruck bestimmten Urteil
vom 28, Juni 1951 - III ZR 6/50 - im .einzelnen ausge-
fithrt nat, war jedenfalls bis zur formellen Bildung
der neuen Linder die Versetzung eines Reichsbeamten
in den Dienst eines solchen werdenden Landes zwar recht-
1ich udglich, sie erforderte aber neben der Zinweisung
in eine Ilanstelle den Willen der zustindigen Sehdrde,
ein Bébuten#erhéltnis‘auf iebenszeit als Fortsetzung
des bestehgnden beantenverhiltnisses zu begriinden. Das
Berufungsgericht hat nun das Verlangen der zustéindigen
Behdrde auf Unterzeichmung des Protokolls vom 20. De-

B . * _9_




zember 1945 zutreffend dahin. gewiirdigt, dass dem
Aliger demit erffnet wurde, er solle Widerrufsbe-
auter werden. Danmit ist klargestellt, dass der zur
Begru.ndunb eines Beamtenverhiltnisses auf Lebenszeit
und dawit zu einer Versetzung erforderliche Wille bei
der zustindigen Behtrde nicht vorhanden war.

Ob der Xlager, wie er geltend macht, zur Abgabe
der urildirung vom 20. Dezemher 1945 durch rechtswid-
rige Drohung gezvungen worden ist, ist unter diesen
Umétanden unerheblich. Auch wenn er ;jpit dieser Jegriin-
Gung seine Zrklirung wit Erfolg anfechten kénnte, wiir-
-de sich darsus nur die Nicktigkeit des instellungs-
aktes. ergehen kGnnen;.der fehlende Wille des'beklag- .
ten Landes zur —egriindung eines Beamienverhidltnisses
au? Lebeaszeit kOnnte auch dadurch nicht ersetst wer-
den. Die Anspriiche des .:lliigers kﬁhneﬁ auch nicht, wie
die Revision rechtsirrig anniuut, ait‘der Serufung
auf die Finanztechnische Anweistung Hr 838 der Britvischen
kilitZrregierung vom 10. Februar 1947 (Ilaushalts- und
Besoldungsblatt fiir das Britische 3esatzungsgebiet
1947, '14) begrﬁndet werden. Diese Anweisung ist keine
Rechtsgrundlage {iir nicht bestehende Anspriiche. Sie
behandelt nur die Fnage, ob Besatzungsrecht der Gel-
tendinachung von Gehalts- und Ruhegehaltsanspruchen
'entgegensteht.

Das beklagte Land bllllgt dem Kléger diejenigen
Rechte zu, die er als’ Widerrufsbeamter der Besoldungs-
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gruppe A 8 ¢ 2 beanspruchen kann; es bedarf dsher

keiner Priifung, ob ein solches Widerrufsbeamtenver-
qaltnis begriindet worden ist. Venn es aber neu .be-
grindet wurde, so konnte das Land auch die Besol-
dungsgruppe bestimsen, in die es den iiliger eingrup-
pieren wollte. ¥r hatte weder einen Anspruch darauf,
als lebenslénglicher Beauter e ngestellt zu werdeﬁ,
noch einen Anspruch auf Verleihung eines bestimmten
Amtes. Ob ein Verstoss gegen das Fliichtlingsnotge-
setz fiir Schleswig-Holstein vom 27. November 1947
vorliegt, kani das Revisionsgericht nicht nachprii-
fen, da dieses Gesetzb'ir?evisibel ist (vgl das Ur-
tefl des Senats vom 28. Juni 1951 - III ZR 6/50).

dei der Versetzqu in den Ruhestand ist ailerdings,
wie die Revision mit Recht hervorhebt, nicht der fiir
iiderrufsbeante gel%ende § 76 DBG angefithrt worden,
sondern die fiir Beamte auf Lebenszeit geltenden §§ 73,

"74 DBG. ©s bedarf keiner Priifung, ob es sich hierbei

un ein Vergreifen im Ausdruck -handelt oder ob die
Gehtrde damals irrtiimlich der hieinung war, der Kliger
sei Beamter auf Lebenszeit.:Wie der Senat'in dem:zum
Abdruck bestimmten Urteil vom 21. Juni 1951 -III ZR
56/50 - eusgefiihrt hat, wirde auch ein solcher Irr-
tum unerheblich sein und der Behdrde kein Recht geben,
den Verwaltungsakt der Zu:ruhesetzuhg als nichtig zu
behandeln. Xeinesfalls kdnnte aber, was hier allein
erheblich wire, der Xldger aus einem solchen Féhler
das Recht herleiten, so behandelt zu werden, als wire

-11 -
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er Deamter auf Lebenszeit.

Die Riize der Revision, dass der Xl#ger dennoch
einen Anspruch auf Zahlung eines htheren Ruhegehalts
nach § 90 D3G habe, ist unbegriindet. Uhne Rechtsirrtum
hat das Berufungsgerlcht die Anwendbarkeit dieser Vor-
schrift im vorllegenden Fall verneint. Besteht das
alte Leantenverhiltnis gegeniiber dem neuen Dienstherrn
nicht iiehr fort, donn bestimut sich die lIthe des Ruhege-
halts nur nach dem neuen Amt. Welche Anspriiche dem Ll&-
ger auf CGrund scines frilheren Beamtenverhiiltnisses ge-
niss dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverh#ltnisse
der unter Art 131 des Grundgeéetzes fallenden Yersonen
vom 11. liai 1951 (BGB1 I, 307) zustehen, bedarf des-
halb keiner Erdrterung, weil die Parteien gerade mit
Riicksicht auf dieses Gesetz die Verhandlung auf die An-
spriiche fiir die Zeit bis zum 31. Iisirz 1951 beschriénkt
haben., Insoweit sind sie nicht begriindet., Die Revision.
war deshalb insoweit zuriickzuweisen., Die Hostenentschei-
dung war dem Schlussurteil vorzubehalten.

Dr. Delbdbriick leif - Dr. Stein

Die Bundesrichter Dr. Gelhaar und Dr. Bock
sind durch Urlaub und Ortsabwesenheit an
der Untérzeichnung verhindert.
Dr. Delbriick

b



	1

	E3U8.J59.J5ß


	1

	*


	1

	1


